Beilage zu Nr. 160 des Bremer Handelsblattes. 


} 


Die Staatsſchulden. 


II. Die fundirte Schuld. 
Es iſt nicht unſere Abſicht, eine ſtatiſtiſche Darſtellung der Schulden⸗ 
maſſe verſchiedener Staaten hier mitzutheilen, da ſolche Arbeiten ſchon zur 
Genüge vorhanden und Jedermann zugänglich ſind. Wir werden ferner den 
geneigten Leſer mit den üblichen Klagen über die Maſſe von geborgten und 
abhanden gekommenen Millionen und mit den trüben Betrachtungen über 
Wie Frage verſchonen, wohin cs führen fol, wenn gewiſſe Staaten fortfah⸗ 
nten, ſich immer tiefer in Schulden zu ſtecken. Die Klagen helfen nicht, die 
ulnglüdspropheten werden nicht gehört, und fie behalten außerdem häufig 
dalnrecht. Wir verzichten endlich auf eine geſchichtliche und finanzwiſſenſchaft⸗ 
keliche Abhandlung über das Staatsſchuldenweſen, weil dieſe zu weit führen 
ound größten Theil allgemein Bekanntes enthalten würde. Wir werden uns 
ich'ielmehr darauf beſchränken, an den verſchiedenen Formen der Anleihen die 
borzugsweiſe dabei berückſichtigten Intereſſen nachzuweiſen, die Mittel zur 
erminderung und Erleichterung ins Auge zu faſſen, und ſchlicßlich auf das 
politiſche Moment der Vertheilung der Staatsſchuldſcheine unter die Bevölke⸗ 
kung hinzuweiſen. 

Der einfachſte Weg, eine Staatsanleihe zu machen, iſt die Subſcrip⸗ 
tion. Die Regierung macht bekannt, daß ſie Zeichnungen bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Betrage annimmt, fie ſetzt ein Minimum feſt für den einzelnen Theil⸗ 
betrag, beſtimmt die Einzahlungefriſten, den Zinsfuß und etwa auch die Art 
der Heimzahlung. In früheren Jahrhunderten pflegten die Regierungen 
Zeit- oder Leibrenten zum Verkaufe auszubicten, um ſich die nöthigen Sum⸗ 
men zu verſchaffen. Man vermied den Namen „Zinſen“, gegen welche die 
Theologen und Geſetzgeber eiferten, fo daß ſelbſt der Handel andere Benen⸗ 
nungen für die Sache erfinden mußte, und man hatte die Vorliebe einer 
größeren Anzahl von Perſonen, Vermögenstheile mittelſt dieſer Anlagen auf 
zuzehren, zu ihrer Empfehlung. In neueren Zeiten iſt dieſe Form aufge⸗ 

wigeben, weil fie für größere Anleihen nicht ergiebig genug iſt, weil ſie die 
zu Staatskaſſe auf längere Zeit ſtark belaſtet, und Erleichterungen durch Zins⸗ 
ermäßigung oder Verſchieben der Tilgung nicht zuläßt. Die franzöſiſche und 
engliſche Staatsſchuld haben noch Reſte von Jeit⸗ und Leibrenten, ja der 
af größere Theil der engliſchen Schuld beſteht aus umgewandelten, ſogenannten 
eil tonſolidirten und reducirten Annuitäten. 
p' Wenn der Weg der Subſcription zum Ziele führen fol, fo muß eine 
lalgünſtige Stimmung für die Anleihe vorhanden fein. Dieſe wird durch den 
weck der Verwendung, durch die Bedingungen für die Darleiher und durch 
die Bemühungen der Behörden bedingt. Täuſcht man ſich in der Beur- 
en theilung dieſer Momente, fo wird der Irrthum ſchwer gebüßt, beſonders 
wenn man vergeſſen hat, für den Fall des Mißlingens geeignele Vor⸗ 
kehrungen zu treffen. Das auffallendſte Beiſpiel des vollſtändigen Scheiterns 
einer Anleihe auf Subfeription iſt das franzöſiſche emprunt national von 
1848, für welches in Paris nicht einmal 10,000 Fr. baar zuſammenzu⸗ 
ringen waren. Es gehörte die Naivität der proviſoriſchen Regierung zu 
dem Glauben, daß die Capitaliſten aus Liebe zu der Republik, von der ſie 
— weder Sicherheit für den Augenblick, noch die Begründung eines dauernden 
Juſtandes hofften, eine Rente von 5 Fr., welche fie damals an der Börſe 
me für 60 haben konnten, um 100 Fr. von der Finanzverwaltung kaufen wür⸗ 
den. Dazu fand ſich dieſe ehrenwerthe Claſſe von Staatsbürgern um fo 
weniger veranlaßt, als die Belheiligung wirklich ihrem freien Willen anheim 
ze gegeben und ihr Patriotismus nicht durch die Mittel angefeuert war, welche 
ba feiner Zeit der Convent in Anwendung gebracht hatte. Dieſem Mißgriffe 
ich ſteht das öſterreichiſche Nationalanlehen vom 26. Juni 1854 als das glän⸗ 
zendſte Beiſpiel des Gelingens einer ſolchen Operation gegenüber. Die Na⸗ 
tion billigte die Politik der Regierung in der orientalifchen Frage; ſie freute 
"I der Ausſicht auf Herſtellung des zerrütteten Geldweſens mittelſt dieſer 
2 Anleihe; die Bedingungen waren für die Darleiher nicht ungünſtiger, als 
u. bai ältern verkäuflichen Schuldſcheinen; das Minimum von 20 fl. Nenn- 
1 werth (19 fl. Bankvaluta) geſtattete die allgemeinſte Betheiligung; der Eifer 
er, endlich wurde durch Mahnungen der Behörden an die verſchiedenen Claſſen 
er der Geſellſchaft, an die Gemeinden und Körperſchaften warm gehalten. Die 
Wirkſamkeit dieſer Mahnungen ſchlagen wir nicht ſehr hoch an. Sie mögen 
das Maximum vollends ergänzt, ſie würden aber ohne die übrigen, in der 
Sache liegenden Beſtimmungsgründe nicht einmal das Minimum von 300 
1: Millionen zuſammengebracht haben. Eine ſolche gelungene Operation hat 
für die Regierung einen doppelten politiſchen Werth. Sie knüpft die Inter⸗ 
eſſen einer Menge von Staatsbürgern an die beſtehende Ordnung, und ſie 
zeigt dem Auslande, daß die Regierung zu ihren Zwecken auf die Hülfs⸗ 
quellen und auf die thätige Mitwirkung der Nation rechnen kann. Dieſe 
Momente mögen zu dem Entſchluſſe, eine große Anleihe auf Subſcription 
zu wagen, weſentlich mitgewirkt haben, in einer Zeit, wo die Regierung 
beſondere Veraulaſſung hakte, Feſtigkeit im Innern und Kraft nach Außen 
zu bekunden. Ohne dieſe Beſtimmungsgründe würde man wohl die Ver⸗ 
mittelung von Unternehmern vorgezogen haben, wobei die Opfer keinenfalls 


größer, das Geſchäft viel einfacher und außerdem bedeutende Summen vom 
Auslande zu beziehen geweſen wären, mit dem zweifachen Vertheile, ſtatt 
des Papiers Silber zu erhalten, und den einheimiſchen Capitalmarkt zu 
Gunſten der Production zu ſchonen. Anleihen auf Subfeription find näm⸗ 
lich größtentheils im Lande aufzubringen, wie Oeſterreich im Jahre 1851 
erfahren hatte, als feine Anleihe von 85 Millionen durch „freiwillige Ein ⸗ 
zeichnung“ nicht allein in Wien, ſondern auch in Amſterdam, Brüſſel, Frank⸗ 
furt und Paris aufgelegt wurde. Ungeachtet der mit Bankhäuſern getrof⸗ 
fenen Verabredungen war der Erfolg an den auswärtigen Plätzen ſo gering, 
daß die Wiener Bank die Summe voll machen mußte. 

Bei der Begebung von Anleihen an Unternehmer, ſei es mittelſt Sou⸗ 
miſſion oder durch Unterhandlung, hat das Intereſſe der Unternehmer, die 
Schuldſcheine, welche ſie erhalten, möglichſt vortheilhaft zu verwerthen, zwei 
Ausartungen hervorgebracht, welche für die Finanzen des Staates, mithin 
für die Steuerpflichtigen, eben ſo nachtheilig ſind, wie für die öffentliche 
Moral. Wir meinen die Begebungen unter dem Nennwerthe 
und die Lotterieanleih en. Es gibt Geſetze, welche dem Darleiher bei 
Strafe verbieten, ſich von dem Schuldner eine größere Summe verſchreiben 
zu laſſen, als er ihm leiht. Bei den Staatsanleihen iſt dieſes Verfahren 
die Regel geworden, man nennt es nicht ein Wuchergeſchäft, es wird nicht 
mit Geld und Gefängniß beſtraft, vielmehr häufig mit Titeln und Orden 
belohnt. Der Unternehmer kann nicht anders; er und feine Subferibenten 
wollen ihre Scheine an der Börſe verkaufen, und dazu gehört die Ausſicht 
auf einen möglichen Gewinn am Capital, ein Reiz für die Speculation auf 
die Schwankungen der Preiſe. Als im Jahre 1817 der franzöſiſche Mil⸗ 
niſter, Herzog von Richelieu, geneigt war, 7 bis 8 % für ein dem Nenn⸗ 
werthe gleichkommendes Capital zu geben, weigerte ſich das Haus Baring, 
ſo hohe Zinſen zu nehmen, weil es vorausſah, daß dieſelber bald herabge⸗ 
ſetzt werden würden. Die Regierung in ihrer bedrängten Lage verſchrieb 
den Unternehmern 600 Millionen, die Staatskaſſe erhielt dafür 345 Mii⸗ 
lionen, und bezahlte 30 Millionen Renten. Solche Anleihen ſind 1759 
und 1760, in den letzten Regieruugsjahren Georg II., in England aufge⸗ 
kommen, und unter Pitt gang und gäbe geworden. Sir Henry Parnell 
hat berechnet, daß England für die Anleihen von 775 bis 1816 — 
171,234,449 & mehr aufwenden müßte, als die Staatskaſſe daraus bezogen 
hat, wenn es ſie in einem Zeitpunkte, wo die 3 % Stocks pari ſtehen, 
heimzahlen wollte. Die zwingenden Verhältniſſe, unter denen die ſchweren 
Anleihen gemacht werden, erklären die Annahme fo läſtiger Bedingungen, 
welche dann zur Regel werden, ſobald ſich der Markt an dieſelben gewöhnt 
hat. Die Wünſche der Unternehmer werden alsdann zu Befehlen, ſie, nicht 
die Regierungen ſind es, welche die Bedingungen vorſchreiben. Was man 
aber einzelnen Unternehmern gewähren muß, das kann man der Menge der 
Unterzeichner nicht verſagen. So werden denn auch die Anleihen auf Sub⸗ 
ſcription unter dem Nennwerthe ausgeboten, und verlieren dadurch einen 
weitern Vorzug, den ſie andern Falls vor den mit Bankhäuſern vereinbarten 
Leihverträgen haben könnten. 

Eine andere, vorzugsweiſe in Oeſterreich und einigen kleineren deutſchen 
Staaten längere Zeit hindurch beliebte Abart, ſind die Lotterieanleihen. 
Für den Staat hat dieſe Form die Natur einer Zeitrente, da der Staat 
Capital und Zinſen in einer beſtimmten Reihe von Jahren nach einem un⸗ 
veränderlichen Plane abzuzahlen hat. Den Käufern der Looſe gegenüber 
iſt das Geſchäft eine Lotterie, wobei man nicht das Capital, ſondern nur 
die Zinſen, (ganz oder theilweiſe) auf das Spiel ſetzt, dagegen die Hoffnung 
auf einen Gewinn eintauſcht. Dieſe Hoffnung wird von Vielen weit über 
ihren wahren Werth angeſchlagen und demgemäß bezahlt, ſo daß der reelle 
Gewinn den Verkäufern zufällt, zumal da die Looſe, um ſie den minder be⸗ 
mittelten Klaſſen zugänglich zu machen, auf niedere Beträge geſtellt zu wer⸗ 
den pflegen. In der Zuverſicht, bei dem Verkaufe der Looſe namhaft zu 
gewinnen, haben Unternehmer Darlcihen unter dieſer Form billiger als unter jeder 
anderen den Regierungen angeboten und denſelben angenehm gemacht. Sie 
erhalten dafür die Erlaubniß, die Leidenſchaft und die Unwiſſenheit ihrer we⸗ 
niger bemittelten Mitbürger auszubeuten. Dieſe Leidenſchaft wird nicht nur 
einmal, bei dem erſten Verkauf der Looſe, ſondern vor jeder Ziehung ange⸗ 
regt, und im Plane iſt geſorgt, daß in jedem Jahre mehrere Ziehungen 
ſtattfinden. Sie ſteigert ſich bei dem Verkaufe der Serienloofe, deren Num⸗ 
mern bei der nächſten Gewinnziehung mitſpielen. Daran knüpft ſich endlich 
der Promeſſenhandel, welcher die Anwartſchaft auf den Gewinn, der auf 
ein beſtimmtes Loos fallen könnte, um einen billigen Preis nicht nur an 
Eine, ſondern an ſo viele Perſonen als Luſt dazu haben, verkauft, und in 
wirkliche Betrügerei ausartet. Paßt es nun für eine Regierung, ihr An ⸗ 
leihen in einer Form zu machen, welche zwar den Finanzen im Augenblicke 
zuträglich ſein mag, die aber unſittlich iſt, weil ſie wie alle Glücksſpiele auf 
der Ausbeutung der Unwiſſenheit und der niedrigen Leidenſchaften beruht? 
Eine ſolche Frage iſt freilich kaum am Platze, wo noch Lotterien oder Zahl⸗ 
lottos nicht allein geduldet, ſondern als regelmäßige Einnahmequellen ver⸗ 
waltet werden. Der Reiz der Lotterieanleihen ſcheint übrigens abgeſtumpft 
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zu ſein, und nur bei einer neueren öſterreichiſchen Anleihe wurden noch Looſe, 
gleichſam als Zugabe zu den Obligationen angewendet, um letztere deſto 
leichter unterzubringen. Die Begebung unter dem Nennwerthe dagegen hat 
ſo ſehr überhand genommen, daß eine Umkehr nur von einer längeren 
Reihe günſtiger Jahre, während deren Verlauf die zur Erleichterung und 
Minderung der Schuldenlaſt geeigneten Mittel in Anwendung kommen kön⸗ 
nen, erhofft werden darf. 

In den meiſten größeren Staaten ſind gleichzeitig mit den großen An⸗ 
leiheoperationen Amortiſations⸗ oder Schuldentilgungskaſſen errichtet worden, 
um den Gläubigern, wie den Staatsbürgern eine Garantie zu geben, daß 
die bedenkliche Schuldenlaſt durch regelmäßige Tilgung mit nicht zu großen 
Opfern in einer beſtimmten Zeit abgetragen werden würde. In England 
gründete Pitt im Jahre 1786 den Tilgungsfond (sinking fund), und 
ſtattete denſelben zunächſt mit jährlich einer Million Pfd. Sterl. aus. In 
Frankreich wurde die Amortiſationskaſſe 1817 errichtet, als die großen 
Creditoperationen in Gang kamen. Der öſterreichiſche Tilgungsfond 
wurde gleichzeitig mit der Nationalbank im Jahr 1816—17 errichtet; in 
Preußen wurde das Schuldenweſen durch das Geſetz vom 17. Januar 1820 
geordnet, und jährlich 1% ſammt den erſparten Zinſen zur Tilgung be 
ſtimmt. Nach den Berechnungen des Dr. Price, des Erfinders der Amor⸗ 
tiſation, mußte eine Schuld, von welcher im erſten Jahre ein Procent ge⸗ 
tilgt und dieſe Quote von Jahr zu Jahr durch ihre Zinſen und Zinſeszin⸗ 
ſen verſtärkt wurde, in einem Menſchenalter erlöſchen. Dieſe Berechnungen 
waren mathematiſch richtig und man knüpfte überall die größten Erwartun⸗ 
gen an die Wirkung des ſinnreichen Planes. Allein es fehlten der Berech⸗ 
nung einige Factoren, welche durch die Ereigniſſe hinzugefügt wurden, und 
niemals find Erwartungen grauſamer getäuſcht worden als jene, die von 
der Anwendung der Amortiſationstheorie auf das Staatsſchufdenweſen ge⸗ 
hegt worden waren. Im Jahre 1813 ſollte die engliſche Staatsſchuld durch 
den sinking Fund, welcher mehrmals verſtärkt wurde, getilgt fein; nun ſie 
war 1813 auf mehr als das Dreifache angewachſen. Genau in demſelben 
Verhältniſſe war die franzöſiſche Staatsſchuld nach 36 Jahren gewachſen, 
nach deren Ablauf fie den 1816 angeſtellten Berechnungen zu Folge, nicht 
mehr kxiſtiren ſollte. In einer Ueberſicht zu dem öſterreichiſchen Patente von 
1817 wurde der 31. Decbr. 1852 als der Tag bezeichnet, mit welchem die 
Schuld des Staates an die Bank erloſchen ſein ſollte; dieſelbe betrug aber 
an dieſem Tage noch über 150 Millionen Gulden. Man glaube ja nicht, 
daß die Schuldenmaſſe noch größer geworden ſein würde, wenn man keine 
Tilgungsfonds gehabt hätte. Man würde im Gegentheile, hätte man dieſe 
Mittel für die Bedürfnis des Staates verwenden können, um ſo viel we⸗ 
niger neue Anleihen gemacht, man würde nicht allein die Zinſen dieſer neuen 
Anleihen, ſondern auch die Verluſte erſpart haben, welche daraus erwachſen 
find, daß die Staatskaſſe neue Schuldſcheine billig verkaufte, während die 
Amortiſalſonskaſſe ältere um höhere Preiſe zurückkaufte, oder daß man fort⸗ 
fuhr, Schulden zu tilgen, welche geringere Zinſen koſteten, während man 
neue Schulden gegen höhere Zinſen machen mußte. In den erſten funfzehn 
Jahren ihres Beſlehens kaufte die franzöſiſche Amortiſationskaſſe 5 Franken 
Renten durchſchnittlich zu 93% Franken, während die Staatskaſſe bei gleich⸗ 
zeitigen Anleihen nur 75 für 5 Franken Renten erhielt. 1 

Hätte die Amortiſation irgendwo von Nutzen ſein können, ſo müßte es 
in Preußen fein, wo durch das Geſc von 1820 der Staatsſchuldenetat 
auf immer geſchloſſen und neue Anleihen an die Zuſtimmung der künftigen 
Reichsſtände geknüpft wurden. In Preußen ſind nun von der verzins⸗ 
lichen Schuld von 1820 bis 1847 nahe an 78 Millionen (von beiläuſig 
206 auf 128 Mill. „) getilgt worden. Die größere Hälfte der erſorder⸗ 
lichen Mittel, 39½ Mill. Thlr. hatte die Verwaltung aus Domänen⸗ und 
Forſtverkaufen, aus Ablöſungsgeldern und Einnahmenüberſchüſſen erhalten. 
Der Erlös aus veräußertem Staatsvermögen und die Erſparniſſe können 
auch ohne regelmäßige Amortiſation auf die Tilgung der Staatsfchuld 
ver wendet werden. Durch letztere wurden ſonach in Preußen nicht volle 
38 Millionen getilgt, und ihre Kräfte waren dazu noch durch die Zinſen der 
aus den vorerwähnten Mitteln aufgekauften Papiere verſtärkt worden. Der 
Wirkung der eigentlichen Amortiſation ſtehen aber die Vermehrung des Pa⸗ 
piergeldes von 9,600,000 Thlr., die Anleihe der Seehandlung von 
1832 mit 12 Mill. Thlr. und verſchiedene Poſten der ſchwebenden Schuld 
mit nahe 16 Mill. Thlr. gegenüber, ſo daß dieſe Wirkung hier, unter den 
günſtigſten Umſtänden, auf Null reducirt erſcheint, und als wirkliches Ergeb⸗ 
niß nur die einfache Tilgung aus veräußertem Staatsvermögen übrig bleibt. 
Seit 1848 iſt der Schuldenctat vervollſtändigt, indem die Gründe zu feiner 
theilweiſen Verhüllung weggefallen ſind, neue Anleihen ſind hinzugekommen 
der Etat ſteht wieder auf der Höhe von 1820 uud die Amortiſation nimmt 
ihren regelmäßigen Fortgang. 

Um die nämliche Zeit, wo die feſtländiſchen Großſtaaten ihre Tilgungs⸗ 
fonds einrichteten, wal der engliſche Sinking fund, ſeiner erfahrungsmäßigen 
Schädlichkeit halber, Gegenſtand der lebhafteſten Angriffe geworden, welche 
nach dem vergeblichen Neorganifationsverfuhe Wanſittarts von 1813, 
im Jahre 1829 zu ſeiner Aufhebung führten. In Frankreich verdankt die 
Amortiſation ihren Fortbeſtand dem Intereſſe der Finanzverwaltung und der 
Speculanten. Erſtere findet in der angehäuften, zum Tilgungszwecke nicht 
verwendeten Dotation ſtets bereite Mittel für dringende Ausgaben, öffent⸗ 
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liche Arbeiten u. dergl. Letztere haben die Bequemlichkeit, Renten, die ſie 
billig gekauft haben, mit Gewinn an die Amortiſationskaſſe abzuſetzen, ſo 
oft dieſelbe Rentenankäufe bewerkſtelligen läßt. 

Die Amortiſation wäre ſonach nur dann zu empfehlen, wenn neue 
Schulden nicht gemacht würden, bevor die alten vollſtändig abgetragen ſind. 
Da aber dieſe Bedingung nirgends geſtellt iſt, und wäre fie geſtellt, nirgends 
eingehalten werden würde, fo beftcht der erſte Schritt zur Erleichterung der 
Schuldenlaſt in der Aufhebung der Amortiſation, ſoweit beſtehende 
Leihvertrage es erlauben. Die Finanzen werden ſich, wie die ausgiebigſte 
Erfahrung lehrt, ohne Amortiſation beſſer befinden; die Steuerpflichtigen 
werden gegen die Aufhebung derſelben keinen Einwand erheben, ſobald ihnen 
das wahre Sachverhältniß klar gemacht werden wird. Die Inhaber der 
Staatsſchuldſcheine haben ebenfalls kein zu berückſichtigendes Intereffe an dem 
Vorhandenſein eines regelmäßigen Tilgungsfonds. Regelmäßiger Bezug 
der Zinſen und leichte Verkäuflichktit der Schuldſcheine ohne Verluſt, das 
iſt es, was die Gläubiger zu wünſchen haben, und ein Tilgungsfond würde 
ihnen nur dann von Werth ſein, wenn er auf den Preis der Papiere einen 
günſtigen Einfluß übte. Wer aber wähnen ſollte, daß der Tilgungsfond 
dieſen Vortheil habe, den bitten wir, die Preiſe der engliſchen stocks, die 
keinen Sinking fund mehr hinter ſich haben, mit den Preiſen der franzöſt⸗ 
ſchen Renten, auf welche eine reichdotirte Amortiſation wirken ſoll, zu ver⸗ 
gleichen; er wird dann zugeben, daß ganz andere Umſtände die Preiſe be— 
dingen. Der Wunſch mancher Fondeinhaber endlich, daß ihnen der Staat 
ihr billig erworbenes Papier um den Nennwerth abkaufe, iſt zwar ſehr 
verzeihlich, aber keineswegs maßgebend. Endlich wollen wir noch anführen, 
daß der einzige Staat, welcher ſeine Schulden wirklich tilgt, gerade derjenige 
it, welcher nie einen Tilgungsfond gehabt hat, — die nordamerikaniſche 
nion. 

Für eine directe Minderung der Schuld werden ſich ſonach immer nur 
Ueberſchüſſe der Einnahmen über die Ausgaben, unter Umſtänden auch in 
Geld verwandelte Theile des Staatsvermögens, als die geeigneten Mittel er- 
weiſen und auf dieſe Theile ſollte ſich die Ausſtattung der Schuldentilgungs⸗ 
kaſſen neben ihrer Dotation für die Zinſen beſchränken. Eine Erleichterung 
der Laſt kann ferner durch die Zinsreductionen bewirkt werden, denen 
die erſte Hälfte des vorigen Jahrzehnts beſonders günſtig war. Auch hat 
die Erfahrung gelehrt, daß bei dieſen Operationen, wenn ſie nicht zur Un⸗ 
zeit vorgenommen, oder ungeſchickt geleitet waren, höchſtens 10% der 
Schuld heimzuzahlen geweſen ſind. Seit 1840 haben unter anderen Bel⸗ 


gien, Neapel, Preußen und England, außerdem mehrere kleinere Staaten 


ihre Zinſen reducirt. England hatte damit ſchon früher begonnen, und 


wenn in dieſem Jahre (1854) die Umwandlung der 314%, vollzogen ſein 


wird, ſo wird England durch ſeine ſeit 1822 vorgenommenen Operationen 
eine jährliche Zinserſparniß von nahe 3,150,000 e erzielt haben. In Frank⸗ 
reich wurde dieſe Maßregel durch den Einfluß der großen Geldmächte lange 
verzögert und erſt unter der gegenwärtigen Regierung mit der Ermäßigung 
der 5 % auf 4½ % begonnen. Derſelbe mächtige Einfluß bewirkte 1842 
in Oeſterreich (kurz bevor Preußen ſeine Zinſen herabſeßte), daß eine 5 % 
Anleihe von effectiv 40 Millionen, zwar zum Courſe von 104 begeben, da⸗ 
bei aber von Seiten der Regierung die Verſicherung ertheilt wurde, daß 
ſowohl von dieſer als von der übrigen 5 % Staatsſchuld während 15 Jah- 
ren, alſo bis Ende October 1856, weder eine Herabſetzung des Zinsfußes 
noch eine Kapitalrückzahlung eintreten werde (die Glaubiger verbaten ſich 
alſo auch die Tilgung). So ſehr es ſchon durch die Rückſicht auf den 
Staatscredit geboten iſt, nicht nur die Rechte, ſondern auch die billigen Er⸗ 
wartungen der Gläubiger ſorgfältig zu beachten, eben fo ſehr widerſtreitet 
es den Grundſätzen der Staatswiſſenſchaft und dem Intereſſe der Steuer- 
pflichtigen, auf die Mittel einer künftigen Erleichterung der Schuldenlaſt 
zum Voraus zu verzichten. Die Lage ſieht nicht danach aus, als ob 
Oeſterreich 1856 die Gelegenheit wiederfinden werde, deren Benutzung es 
1841 verſäumt hat. 

Mehr noch als alle direkten Mittel wirkt ein indirectes auf die Erleich⸗ 
terung der Schuldenlaſt, und dies iſt die Zunahme des Wohlſtandes. Das 
Gewicht, womit die Schulden auf die Länder drücken, wird nicht durch die 
Summen, auch nicht durch die Seelenzahl, fonder durch das Verhältniß 
zwiſchen der Laſt und Tragfähigkeit der Nation beſtimmt. Die Zunahme 
des Reichthums iſt es, welche in England alle Vorherſagungen eines Staats⸗ 
bankerotts Lügen geſtraft hat. Den Holländer, den Engländer trifft eine 
weit ſtärkere Quote ſeines Kopftheiles an der Staatsſchuld, als den Spanier, 
und dennoch trägt Spanien viel ſchwerer an ſeiner Schuld, als Holland oder 
England an den ihrigen. Daß eine unveränderte Schuld um ſo leichter 
wird, je mehr auf der andern Seite das Vermögen des Schuldners zu⸗ 
nimmt, iſt ein ſo klarer Satz, daß es wahrlich keines Beweiſes bedarf; 
allein es folgt daraus, daß die Sorge für den Wohlſtand des Volkes, die 
umſichtige Pflege der Volkswirthſchaft, zugleich die beſte Art der Amortiſa⸗ 
tion iſt. Eine weitere Folge des zunehmenden Wohlſtandes für unſern Ge⸗ 
genſtand iſt die Vertheilung der Schuldpapiere des Staates unter eine immer 
ſteigende Zahl von feſten Händen. Hierüber laſſen ſich von den Staaten, 
deren Papiere ſämmtlich auf den Inhaber lauten, beſonders wenn ein grö⸗ 
ßerer oder geringerer Theil derſelben im Auslande untergebracht iſt, nur vage 
Vermuthungen anſtellen. In England, wo die Inhaber der Stocks einge⸗ 
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ſchrieben ſind, beträgt ihre Zahl gegen 300,000, wovon die Hälfte nicht über 
20 & Einkommen aus den Zinfen bezieht. Dieſe Zahl iſt keinem großen 
Wechſel unterworfen, da nur geringe Zinſen bezahlt und daher andere An⸗ 
lagen beliebter find, In Faankreich dagegen iſt die Zahl der Rentenbeſitzer 
ſeit 1830 von 195,000 auf 824,000 geſtiegen, der Durchſchnitt von 1046 
auf 283 Fr. Renten geſunken, mithin die Demokratiſirung der Staats 
ſchuld in ſtarkem Fortſchreiten begriffen, wozu die Verwendung der Einlagen 
in die Sparkaſſen zum Ankauf von Renten, welche geſetzlich vorgeſchrieben 
iſt, weſentlich beigetragen hat. Außerdem gehören in Frankreich die Pen⸗ 
ſionaire unter die Zahl der Staatsgläubiger. Schon früher wurden alle 
als Nationalbelohnung ertheilte Penſionen, ſowie jene der Geiſtlichen und 
Militairperſonen zur Staatefchuld gerechnet; fie betrugen in neuerer Zeit für 
88,000 Perſonen beiläufig 42½ Millionen Fr. Die Penſtonen der Civil⸗ 
beamten dagegen wurden aus den Penſionskaſſen (caisses de retrailes) 
der Miniſterien und Verwaltungen mit Beihülfe von Zuſchüſſen aus der 
Staatskaſſe bezahlt; ſie belaufen ſich für 30,000 Perſonen ‚auf nahe 22 
Millionen, wovon die Staatskaſſe 14 Mill. zuſchoß. Durch ein Gefeg vom 
Juli 1853 find nun von 1854 an ſämmtliche Penſionskaſſen aufgehoben, 
ihre Beſtände der Staatskaſſe überwieſen und die Penfionen alle in das 
große Buch der öffentlichen Schuld eingeſchrieben. f 

Im Laufe der gegenwärtigen Kriegsperiode wird an Reformen im 
Staatsſchuldweſen kaum gedacht werden; ſpäter aber wird man die nach 
dem Frieden von 1815 als Heilmittel angeprieſene Amortiſation aufgeben, 
die Tilgung von verfügbaren Ueberſchüſſen abhängig machen, günſtige Con⸗ 
juncturen für die Ermäßigung des Zinsfußes benutzen, die freie Thätigkeit 
der Bürger von unzweckmäßigen Steuern und andern Hemmungen befreien, 
um in der Vermehrung des Nationalvermögens das beſte Gegengewicht 
gegen die Laſt der ewigen Schuld zu gewinnen. Für den jetzigen Augen» 
blick aber gilt die Mahnung, daß man ſich nicht bei dem Abſchluſſe von 
neuen Anleihen die Hände binde, daß man nicht Bedingungen eingehe, 
welche ſpätere Reformen für längere Zeit unmöglich machen. 


Die engliſch⸗oſtindiſche Compagnie. 
IV. ) * 

Im Jahre 1695 autoriſirte das ſchottiſche Parlament den König, als 
König von Schottland, eine ſchottiſche Compagnie zu gründen, „mit dem 
Rechte, nach Aftika und Oſtindien, Amerika und Weſtindien, alſo nicht 
alleine innerhalb der Grenzen der engliſch⸗oſtindiſchen Compagnie“ zu han⸗ 
deln. Dieſer Akt wurde jedoch in Folge der Vorſtellungen der engliſch⸗oſt⸗ 
indiſchen Compagnie widerrufen. 

1697 revoltirten die Seidenweber zu London, weil Seidenzeuge, Calicos 
und andere indiſche Fabrikate, eingeführt durch die oſtindiſche Compagnie, 
allgemein getragen wurden. Sie verſuchten ſelbſt den Schatz des oſtindiſchen 
Hauſes zu ergreifen. 

Während des engliſch⸗franzöſiſchen Krieges, welcher mit dem Frieden 
von Ryswick endete, wurden mehrere Schiffe der Compagnie durch die 
Franzoſen genommen, 

1698 verlangten viele Privatkaufleute vom Parlament einen Akt zur 
Gründung einer neuen Compagnie. Die oſtindiſche Compagnie bot dieſem 
Geſuche Schach, indem fie ein Anleihen von 700,000 zu 4% verſprach, 
wenn ihr Charter von dem Parlamente beſtätigt würde. Die Privatkauf⸗ 
leute antworteten hierauf mit einem Angebot von 2 Millionen & zu 8 % 
wenn ihnen das ausſchließliche Privilegium des indiſchen Handels überlaſſen 
würde. Dieſes letztere wurde als das Vortheilhaftere betrachtet, und dem⸗ 
zufolge den Gemeinen eine Bill vorgelegt, durch welche die neue Geſellſchaft 
unter dem Namen der renglifchen Compagnie nach Oſtindien“ incorporirt und 
der alten oder Londoner Compagnie die Fortſetzung ihres Handels nur bis 
Ende September 1701 geſtattet wurde. a a 

Es gab nun 2 oſtindiſche Compagnien conflituirt unter parlamentari⸗ 
ſcher Autorität, aber natürlicherweiſe auch eine Menge Schwierigkeiten, weil 
die alte Compagnie im Beſitz der Forts und der durch den Mogul und 
Anderen ihr gegebenen Privilegien war. Dieſe alte Compagnie verwarf das 
Anerbieten der neuen zu einer Vereinigung, 1700 erhielt jene vom Parla⸗ 
ment einen Akt zur Fortſetzung ihrer Geſchäfte und am 8. März deſſelben 
Jahres empfahl der König, im Inzereſſe des indiſchen Handels, die Ver⸗ 
einigung, welche dann auch 1702 endgültig zu Stande kam. 

Durch einen Parlamentsakt von 1701 war inzwiſchen angeordnet, daß 
Waaren von Seide oder mit Seide gemiſcht ſowie auch Calicos gefärbt, bedruckt, 
perſiſche, chineſiſche oder oſtindiſche Fabrikate bei ihre Ankunft in Niederlagen 
verſchloſſen, die betreffenden Waaren alſo in England nicht getragen und 
gebraucht werden ſollen bei Strafe der Confiscation und 100 K für den 
Verkäufer! 

Während deſſelben Jahres errichtete die neue Compagnie eine Faktorei 
in Borneo und beförderte auch ein Schiff nach Indien. 

Die Vereinigung der beiden Compagnien fand in der Weiſe ſtatt, daß 
die alte einen gleichen Theil des Anleihens an die Regierung übernehmen, 


„) In Nr. 3, S. 670 letzter Abſatz iſt 1693—94 ſtatt 1793 —94 und an⸗ 
ſtatt Salpeter „erhobene, Salpeter „liefern“ zu leſen. 


daß die vollſtändige Vereinigung der Lager ꝛc. nach 7 Jahren ſtattfinden, 
inzwiſchen jede ihr eigenes Directorium haben und getrennte Rechnung füh⸗ 
ren ſolle. 

24 Directoren, je 12 von jeder Compagnie, ſollten von der Vereini⸗ 
gung an den Verwaltungsrath bilden und beſtimmten die Statuten für 
den gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb, daß jede Geſellſchaft ein gleiches Ca⸗ 
pital zu dem vereinigten Handel liefern, ½0 ihrer Ladung aus engliſchen 
Erzeugniſſen bilden und hierüber dem Privy Council ein Bericht alljährlich 
erſtattet werden ſoll. Beide Compagnien wurden von allen früheren Be⸗ 
läſtigungen befreit, die Salpeterlieferung ausgenommen, welche alljährlich in 
494% Tonnen, a 45 K in Friedenszeit und a 53 £ in Kriegszeit beſtehen 
ſoll. Der Handel und die indiſche Verwaltung wurde gänzlich in die 
Hände des vereinigten Directoriums gelegt. Bombay und St. Helena 
ſo wie die Privilegien des Charters von 1698, ſollten nach Ablauf der 7 
Jahre an die vereinigte Geſellſchaft übergehen, welche unter dem Namen 
der „Vereinigten Compagnie engliſcher nach Indien handelnder Kaufleute! 
incorporirt wurde, der alten Compagnie wurden für die Inſeln Bombay und 
Helena 200,000 £ gutgeſchrieben und 130,000 £ ausbezahlt. 

Aus dem Verzeichniß der Forts und Faktoreien, welches damals ange⸗ 
fertigt wurde, geht hervor, daß die alte Compagnie beſaß: 

1. Faktoreien abhängig von der Präſidentſchaft zu Bombay: Surate, 
Baroah, Amedabad und Agra. 

2. An der malibariſchen Küſte: Faktoreien und Forts von Carwar, 
Tellicherry, Anjenjo und Calicut. 

3. In Perſien die Faktoreien von Gombroon, Schiraz und Ispahan, 
einſchließlich der jährlichen Summen von 1000 Tomards — 33331, £ 
welche durch die perſiſchen Sophi zu Gombroon bezahlt wurden. 

4. An der Küſte von Coromandel, Gingee und Orixa die Faktoreien 
welche zur Präſidentſchaft des Fortis St. George gehörten, nämlich St. 
George und die Stadt Madras, Fort St. David, Cuddalore, Porto Novo, 
Pettipole, Mauſulipatam, Madapollam, Vizagapatam und die Niederlaſſun⸗ 
gen auf Sumatra, nämlich Jork Fort, Benceolen, Judrapore, Priaman, 
Sillebar, Tonquin. 

5. Die Faktoreien abhängig von der Präfidentfchaft Fort William, 
nämlich Fort William, Cutanutee, Balaſore, Coſſimbuzar, Dacca, Hughley, 
Malda, Rajamahl und Patna mit allen Anſprüchen auf Bantam und ef- 
waigen Niederlaſſungen in den ſüdlichen Meeren. Die Faktoreien beſtanden 
damals lediglich in einem Hauſe wo gekauft und verkauft wurde. 

Die engliſche oder neue Compagnie hatte Faktoreien in Surat, in der 
Bay von Bengalen, zu Mauſulipatam, Madapollam auf Borneo und auf 
Pulo Condore. 

Von 1698 — 1703 wurden durchſchmittlich 549,939 £ Gold und Sil⸗ 
ber nach Indien ausgeführt und von 1698—1702 wurden durchſchnittlich 
für 507,787 * indiſche Waaren aus England reexportirt. 

Damals wurde die erſte öffentliche Auction vom Gouverneur Pale von 
Madras zur Veräußerung feiner mit nach Haufe gebrachten Güter ab- 
gehalten. 

1704 erhielt die Compagnie die Zufel Pulo Condore vom König von 
Cochinchina, hatte aber ſchon am 2. März 1705 einen Aufſtand zu bes 
kämpfen, bei welchem die meiſten Engländer auf der Inſel getödtet wurden. 

Im Jahre 1707 wurde zur beſſeren Sicherung der Zölle auf indiſches 
Gut ein Geſetz gegeben, daß die oſtindiſche Compagnie 2500 „ per 100 
Tonnen für jedes nach Indien gehende Schiff deponiren ſolle. 

Am 27. Juni deſſelben Jahres, wurde die Niederlaſſung zu Banjan 
Maffın von den Eingeborenen angegriffen, die meiſten Engländer wurden 
umgebracht, der Reſt entfloh auf die Schiffe, ein Schatz von 50,000 8 fiel 
den Auftührern in die Hände. 

1709, wo die Vereinigung der beiden Compagnien ſtattfand, zeigte 
die Bilanz der alten Compagnie 1,249,807 „ Paſſiva und 850,011 & 
Activa, alſo ein Deficit von 399,795 &, zu deſſen Ausgleichung fie Eine 
zahlungen ihrer Theilhaber forderte. 

Nach der Vereinigung wurde angeordnet, daß Niemand ein Director 
der Compagnie und der Bank von England oder der Südſee⸗Compagnie 
zugleich ſein ſollte. 

1712 wurde der Charter der Compagnie auf 3 Jahre nach Lichtmeß 
1733 verlängert, und ihr zugeſtanden, daß ſie als eine Corporation auch 
dann Handel treiben dürfe, wenn auch ihre Fonds eingelöſt fein ſollten. 
Laut einer in dieſem Jahre von der Compagnie, gegen die Erhöhung der 
Zölle auf Caffee, Zucker, Thee, Droguen ꝛc. eingereichten Petition, exportirte 
fie jährlich für 150,000 & Wollenwaaren und andere britiſche Güter. 

1714 gab Kaiſer Carl VI. Schiffen, welche in Oſtende ausgerüſtet 
wurden, Patente nach Indien zu handeln, und es war bald ruchbar, daß die 
dabei betheiligten Schiffe engliſche und holländiſche waren, weshalb die letz 
teren Regierungen, wenn auch erfolglos, gegen des Kaiſers Handlungsweiſe 
als einen Bruch des Friedens von Münſter, proteſtirten. 1 

1715 ſandte die oſtind. Compagnie eine Deputation nach Delhi, um 
für durch Behörden des Moguls erlittene Verluſte Erſatz und Sicherheit 
gegen künftige Uebergriffe derſelben zu fordern. Der Mogul bewilligte 1715 
einen Firmen, welcher der Compagnie Zollfreiheit gewährte, gegen eine Pau⸗ 
ſchale von 10,000 & im Jahre. Auch wurde fie berechtigt 15 Acres Land 
zu beſitzen, wo immer fie eine Faktorei errichte. 


1716 erließ der König von England eine Proclamation, welche allen 
ſeinen Unterthanen verbot, unter fremden Patenten, im Widerſpruch mit den 
Mechten der oſtindiſchen Compagnie, nach Indien zu handeln oder am Bord 
fremder Schiffe zu dienen. 

Auch wurde bei Strafe der Confiscation von Gut und Schiff verboten, 
Indiſche Waaren in Irland zu landen. 

Der ſtarke Export von Silber nach Oſtindien — die oſtind. Comp. 
hatte in einem Jahre 3,000,000 Unzen ausgeführt — verurſachte damals 
einen großen Silbermangel in England. 

1718 wurde gegen den Handel britiſcher Unterthanen von Oſtende nach 
Oſtindien ein Strafgeſetz erlaſſen, welches die dabei Betheiligten mit 500 £ 
I jeden einzelnen Fall bedrohte und die oſtind. Compagnie auforifirte, alle 
olche britiſche Unterthanen, welche ſich gegen ihren Willen innerhalb der 
Grenzen ihres Gebietes befänden, zu ergreifen und als Gefangene nach Eng- 
land zu liefern. 

Es iſt hier am Platze der intereſſanten Verſuche zu gedenken, welche 
zur Gründung einer ö ſterreichiſchen oſtindiſchen Compagnie gemacht 
wurden, deren erſter Anfang in jenem verpönten Handel von Oſtende lag. 

Als im Jahre 1798 die ſieben vereinigten Provinzen der Niederlande ſich 
zu einem freien Staate conſtituirten, wurden die Einwohner der übrigen Pro⸗ 
vinzen durch den Konig von Spanien von allem Handel mit Oſt⸗ und Weſt⸗ 

indien ausgeſchloſſen, bis 1638, wo der Künig von Spanien ihnen das Recht 
ertheilte, mit den portugieſiſchen Theilen Indiens zu handeln, was aber in Folge 
des Abfalls Portugals keine Folge hatte. 1698 gab jedoch Carl II., der letzte 
der öſterreichiſchen Könige in Spanien, eine Conceſſion zur Errichtung einer 
Compagnie, welche nach allen Theilen Indiens handeln durfte, die nicht im Be⸗ 
ſitze anderer europäiſchen Nationen waren. Das Capital ſollte aus 2 Millionen 
Gulden beſtehen. Der Tod des Königs und der darauf gefolgte lange Krieg 
vereitelte den Plan. Als die Niederlande unter die Herrſchaft Oeſterreichs ge⸗ 
Iangten, wurde den holländiſchen Kaufleuten verboten, auf irgend einem anderen 
Weg, als den über Kap Horn, und weſtlicher als die Philippinen zu handeln. 
1717 erhielten einige Privatſchiffe Erlaubniß, nach Oſtindien zu gehen, und ihre 
glänzende Rückfracht veranlaßte zahlreiche ähnliche Unternehmen. Ausländiſche 
Kaufleute machten dem Hofe zu Wien Vorſchläge zur Gründung einer Com⸗ 
pagnie, welche günſtig aufgenommen wurden. Die Holländer benutzten bald 
darauf einen Vorwand, eines der conceſſionirten Schiffe wegzunehmen, der Kaiſer 
forderte aber Genugthuung, und als dieſe verweigert wurde, ließ er das Schiff 
mit Gewalt abholen und nach Oſtende bringen. 

Die Unterſtützung des Kaiſers ermuthigte die Kaufleute 1720 abermals 5, 
und im darauf folgenden Jahre 6 Schiffe nach Oſtindien und China zu ſenden. 
Die Holländer ergriffen eines derſelben und verkauften die Ladung, trotz dem 
Proteſte des öſterreichiſchen Minifters im Haag. Ein engliſcher Privater nahm 
eines der heimkehrenden Schiffe ebenfalls mit reicher Ladung weg. Die Fracht 
der übrigen glücklich zurückkehrenden Schiffe entſchadigte jedoch die Unternehmer 
reichlich. 

Im Auguſt 1723 wurden die Patentbriefe der Oſtende Compagnie veröffent⸗ 
licht, in welchen der Kaifer feinen Titeln auch den eines Königs von Oſt⸗ und 
Weſtindien, der canariſchen Inſeln u. ſ. w. beifügte. Dieſes Patent war für 
30 Jahre, das Capital von;6 Millionen fl. in 6000 Actien. Die Privilegien 
waren denjenigen der engliſch⸗oſtindiſchen Compagnie ähnlich. An einem Vor⸗ 
mittag wurde in Antwerpen das ganze Actiencapital gezeichnet, am nächſten 
Tag machten die Actſen ſchon 15 % Agio. Die junge Compagnie nahm Beſitz 
von einem Grundſtück, welches ihr der Großmogul an den Ufern des Hughley 
ſchenkte, und ſie errichtete eine Factorei in Covelong, an der Küſte von Coro⸗ 
mandel. Trotz aller Oppoſition der anderen nach Indien handelnden Nationen 
machte die Compagnie glänzende Geſchäfte, und 1726 ſchon konnte eine Divi⸗ 
den dengutſchrift von 250 fl. pr. Actie erklart werden, wodurch dieſe, da 750 fl. 
bereits einbezahlt waren, voll wurde. 

Aus Furcht, durch die Oſtende Compagnie in Krieg verwickelt zu werden, 
ſchloß aber der Wiener Hof den 26. Mai 1727 in Paris einen Vertrag ab, 
deſſen erſter Artikel ihn zu einer Suspenſion der Conceſſion der Oſtende Com⸗ 
pagnie verpflichtete, wenn auch für die vor dem Vertrage ausgeſandten Schiffe 
freie Rückkehr vorbehalten war. 

Die Eigenthümer der Oſtende Compagnie, in der Vorausſicht, daß der 
Suspenſion eine gänzliche Beſeitigung ihrer Conceſſion folgen würde, erbaten 
ſich nun eine ſolche in einem Theil der öſterreichiſchen Beſitzungen, wo die Ein⸗ 
wendungen der fremden Mächte nicht berechtigt wären. Der Kaiſer wies ſeine 
beiden Häfen Trieſt und Fiume zu dieſem Zwecke an, der Verſuch ſcheiterte aber 
vorzüglich an deren geographiſchen Lage. 

Darum erbaten ſich 1730 die Directoren der Oſtende Compagnie Päſſe von 
dem König von Preußen und Polen. Ein Schiff, St. Thereſa, ſegelte unter 
polniſcher Flagge nach Bengalen, wurde aber dort von den Engländern genom⸗ 
men, ein anderes aber, der Apollo, unter preußiſcher Flagge fahrend, kehrte 
glücklich nach Hamburg zurück. Die Vertreter der Seemächte verlangten von 
dem Senat, daß diefes Schiff ſequeſtrirt werden ſolle, und dieſer verbot feinen 
Bürgern, mit dem Schiffe oder ſeiner Ladung irgendwie in Berührung zu treten, 
erlaubte aber den Eigenthümern mit den Gütern heimlich zu entwifchen, 


ee %) 

1732 erteilte eine kaiſerliche Verfügung dem Geſandten in amburg At 
da die Oſtende Compagnie gegen lhnen Willen Ani 55 Paule mit Indien; ar 
zu treiben, alle Waaren zu ſequeſtriren, welche ſie nach Hamburg bringen ſollt. 5 
Dieſe Verfügung ſetzte der Thätigkeit der Compagnie ein Ziel. 1 

1775 übergab William Bolts, früher im Dienſte der oſtindiſchen Compag 
der oſterreichiſchen Kaiſerin eine Petition, von ihren adriatiſchen Häfen Han fi 
mit Aftika und Oßtindien treiben zu dürfen, die Kalſerin autoriſirte ihn darauf | 
während 10 Jahre Handel unter oſterreichiſcher Flagge nach Perſien, 5 
Ghina und Afrika treiben, Neger von Afrika und Madagascar nach Amen de 
verſchiffen, Frachtgüter nach kaiſerlichen oder andern Häfen für Rechnung von fü 
fremden annehmen zu dürfen, deren Güter nicht der Confiscation unterworfen 4 
ſein ſollen, ſelbſt wenn die Kaiſerin mit ihrer Nation in Krieg verwickelt fe 1 
ihrem Namen Beſitz von Ländereien nehmen zu dürfen, welche er von indiſchel 
Fürſten erhalten mag und feine Schiffe und deren Mannſchaft ſollten ſelbſt in 2 
Kriegszeiten frei von Arreſt ſein. Bolts verband ſich mit einem Hauſe zu 05 
werpen um in Livorno und Trieſt zwei Schiffe aus zurüſten und zu laden. Voll er 
follte nach Indien gehen, dort Factoreien zu errichten, den kaiſerlichen gebe 
aber in den Händen feiner Aſſocies laſſen, welche ein indiſches Handels haus il 
Trieſt gründen wollten. Bolts kaufte in England ein Schiff, welches er N w 
Livorno befrachtete, reiſte nach Judien, errichtete Factoreien in der Delagoa Du. fe 
auf den Nicobar Inſeln und an der Malibarküſte und kehrte mit allen dan 
Schiffen 1781 nach Livorno zurück. Dieſer Erfolg veranlaßte auch den Groß 
herzog von Toscana, ihm eine Conceſſion zu ertheilen, mit allen Ländern jenſei 
des Cap Veros in 2 Schiffen unter toskaniſcher oder kaiſerlicher Flagge Handel 
treiben zu dürfen. 

In Bolts Abweſenheit halten jedoch ſeine Theilhaber unrechter Weiſe pin 
aus Indien gezogenen Wechſel nicht honorirt und bei feiner Rückkehr fielen da 
her die Glaubiger über ihn her und legten auf ſeine Schiffe und deren Ladung 
Beſchlag. Hierdurch war er gezwungen eine Actien-Geſellſchaft zu gründen 
welche mit Kaifer Joſephs II. Bewilligung ſich unter der Firma, „Kaiſerlich! 
Compagnie zu Trieſt für den Aſiatiſchen Handel und mit einem Capital vol 
2 Millionen Gulden conſtituirte. 

Im Herbſt 1781, während die Seemächte in Krieg mit einander waren, 
wurden 6 Schiffe hinausgeſchickt, in einer Generalverſammlung im April 1780 
wurde bemerkt, daß die Geſellſchaft 6 Millionen Gulden und 6 Schiffe in ge. 
tivem Dienſt habe. Inzwiſchen war jedoch die Factorei in der Delagoa Bal 
von den Portugieſen zerſtört worden, welche die Souverainetät und das aub⸗ 
ſchließliche Handelsrecht an der Oſtküſte von Afrika behaupteten. 1784 kamen) 
5 Schiffe dieſer Compagnie mit Thee und anderen chineſiſchen Waaren von 
China in Oſtende an, welches zum Freihafen erklärt worden war. Dieſes vor⸗ 
theilhafte Ereiguiß wurde aber dadurch aufgewogen, daß das ſechſte Schiff der 
Compagnie von den Gläubigern in Cadix mit Beſchlag belegt wurde, was viel! 
der urſprünglichen Actionaire bewog, ihre Actien mit großem Verluſte zu ver 
kaufen. Leider hatten auch die Käufer dieſer Actien keinen Vortheil, denn noch | 
in demſelben Jahre wurde die Compagnie mit einer Maſſe von 10 Millionen 
Gulden banquerott. 

5 Von Hamburg, Trieſt, Oſtende und Liverno gingen in den folgenden Jahren 
häufig Schiffe mit großen Quantitäten engliſcher Waaren nach Indien, 
Mehrzahl dieſer Unternehmungen führten aber den Ruin der Unternehmer herbe 
nachdem ſie durch Ueberführung des indiſchen Marktes auch der engliſchen Cem 
pagnie großen Schaden gethan. Der Charter, welchen die engliſche Con 
pagnie 1793 erhielt, und den wir noch beſprechen werden, ſetzte jenen Unterneh 
mungen ein Ziel. 

Uns freut es, auf dieſem Blatte der Geſchi te die deutſche Flagge in 
Kampfe gegen das Monopol vorführen zu ae daß der ane © 
Ubermadht ein unglücklicher war, iſt keine Schande für die Beſiegten. 
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Ueber gewerbliche Erfindungen und Patentgeſetze. 
(Sechſter und letzter Artikel.) * 


N Wenn wir bisher vielleicht mehr von den Pflichten als von den Rechten 
des Patentirten ſprachen, fo folgten wir hierin nur dem Beiſpiele der bezigl ö 
Geſetzgebungen: auch befaſſen ſie ſich viel ausführlicher mit erſtern als mi 
letztern. Es beruhet dies nicht etwa auf einer vorgefaßten Parteilichkeit 9%, 
da held enten, ſonden rührt ganz einfach daher: daß feine Pflichten marnich 
fach ſind und erſt durch die theoretiſche Discuſſion aufgehellt, durch Gesche, 
verfügung feſtgeſtellt werden können, während fein Recht ſelbſtverſtändlich ißt! t. 
aus der innern Natur des Patentweſens mit logiſcher Nothwendigkeit fließ 7 
Jedes Patent ſchafft ein Privilegium; das Recht des Patentirten beſtehet font 
In nom Alchrecht auf das Patentobject. Die Einzelbeſtimmungen über Uebung 
und Wahrung dieſes Rechtes werden ſelten in das Patentgeſetz ſelbſt aufgen 
men, ſondern in adminiſtrative Erlaſſe verwieſen oder durch bloße Hinw 0 
auf die allgemeine Handels⸗ und Gewerbegeſetzgebung erledigt. Wir dürfen 


und 
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| künnen auf ſie hier nicht näher eingehen, weil ſie erſtens nicht zum Weſen 

der Patentfrage gehören, und weil ſie zweitens mit den Handels⸗ und Gewerbs⸗ 
reglements und mit den Rechtsprozeduren der bezüglichen Staaten ſo innig ver⸗ 
webt ſind, daß ihre Erörterung ohne ermüdende Weitläufigkeit und ohne Her⸗ 
beiziehung mancher fremden Elemente kaum möglich wäre. 

Doch dürfen wir es nicht unterlaſſen, die Hauptzüge der diesfälligen Be⸗ 
ſtimmungen wie ſie, mit geringen Aenderungen ſich in den meiſten Geſetzgebun⸗ 
gen wiederfinden, in gedrängter Kürze zuſammenzufaſſen. 

Das Patent begründet, wie geſagt, ein Alleinrecht. Der patentirte Erfin⸗ 
der, Verbeſſerer und mancher Orten auch der Einführer, hat demnach die aus⸗ 

ſchließliche Befugniß zur Ausbeutung des patentirten Gegenſtandes, d. h. ihn 
allein zu erzeugen und verkaufen, wenn es ſich um ein neues Induſtrieproduct, 
ihn allein anzuwenden, wenn es ſich um ein neues Fabrikationsmittel oder Ver⸗ 
fahren handelt. Er kann behufs der Erzeugung und des Verkaufs im ganzen 
Lande an jedem beliebigen Orte gewerbliche und Handelsetabliſſements gründen, 
ohne hierin durch Zunfk⸗, Anſäſſigkeits⸗, Bürgerrechts⸗ und ahnliche Verfugun⸗ 
gen, welche die freie Verkehrsthätigkeit aller Nichtpatentirten noch hemmen 


mögen, beſchränkt zu ſein; daß er den Verkauf ſeiner Erzeugniſſe Jedermann 


übertragen kann, verſtehet ſich von ſelbſt. Aber auch die Erzeugung und reſp. Au⸗ 


wendung ſeines Patentobjects kann er, unter mehr oder weniger laſtigen Ber 


ſchränkungen und Formalitäten, an einen Dritten ganz oder theilweife über: 
laſſen. Er kann über fein Alleinrecht auch teſtamentariſch frei verfugen; in Er⸗ 
manglung deſſen fällt es nach feinem Tode den geſetzlichen Erben zu. 

Sein Alleinrecht erſtreckt ſich jedoch nur auf die gew erbliche Ausbeu⸗ 
tung. Niemand anders kann ohne ſeine Erlaubniß das patentirte Product für 
den Verkauf produciren oder das patentirte Erzeugungsmittel oder Verfahren 
zur Hervorbringung von zum Verkauf beſtimmten Gegenſtänden anwenden. Auf 
den Privatgebrauch erſtreckt ſich das Alleinrecht nicht; Jedermann kann das 
patentirte Product für ſich erzeugen, das patentirte Mittel oder Verfahren für 
ſich anwenden, ſobald die Gegenſtände bei denen er es anwendet, nicht fur die 
allgemeine Conſummattion beſtimmt find. Bei gewiſſen Erfindungen von leichter 
Ausführbarkeit mag dies den Erfinder weſentlich beeinträchtigen: aber es wäre 
unmöglich, fein Alleinrecht auch auf die Privatthätigkeit auszudehnen, ohne ihn 
mit einer unbeſchränkten Gewalt inquiſitoriſcher Hausſuchungen auszurüſten. 
Die Geſetzgebung zieht es daher vor, fie ganz zu ignoriren. Der Patentirte 
mag ſich hiebei um ſo leichter beruhigen, als dies zuweilen auch zu ſeinem Vor⸗ 
theil gereicht, inſofern der Character der Neuheit, welche eine unerläßliche Vor⸗ 


1 bedingung der Patentirbarkeit iſt, ebenfalls nur durch die vorangegangene ge⸗ 


werbliche Erzeugung und reſp. Anwendung aufgehoben wird, die Erfindung 
aber patentirbar bleibt, wenn ſie früher nur privatim geübt worden. Wie 
ſchon im zweiten Artikel erwähnt, iſt in ſolchem Falle nur jenen fruhern Aus⸗ 
übenden gegenüber das Patent wirkungslos; allen Uebrigen gegenüber aber von 
voller Rechtskraft. 

Die neuern Patentgeſetze ſuchen immer mehr dem Patentirten die Wahrung 
feines Alleinrechts und die raſche Hemmung jeder daſſelbe beeinträchtigenden un⸗ 
berechtigten Erzeugung und reſp. Anwendung des Patentobjectes zu ermöglichen. 
Wo er einen ſolchen Eingriff in ſeine Rechte vermuthet, kann er die Thatſache 
der Uebertretung ſoſort durch gerichtliche Aufnahme conſtatiren laſſen, in manchen 
Staaten auch die Beſchlagnahme der Erzeugniſſe und reſp. Erzeugungsmittel 
oder die Einſtellung des Betriebs erwirken. Doch mußer in kürzeſter Friſt (gewöhn⸗ 
lich 8—14 Tagen) jenes Einſchreiten durch Anhängigmachung einer begründeten 
Klage vor den Tribunalen rechtfertigen; läßt er dieſe Friſt ungenutzt verſtreichen, 
ſo fällt die Beſchlagnahme oder Betriebseinftellung von ſelbſt und er gehet ſeines 
Klagerechts verluſtig. Der betreffende Induſtrielle kann ihn dann wegen Ge⸗ 
werbsſtörung belangen und Schadenerſatz fordern; jedesfalls kann er ihn ver⸗ 
bieten, jenes Protocoll zu veröffentlichen oder von demſelben überhaupt irgend 
einen Gebrauch zu ſeinem Nachtheil zu machen. 

Die in Patentſachen entſtehenden Streitigkeiten werden als Dringlichkeits⸗ 
fälle betrachtet und ſummariſch abgeurtheilt. Hat der Beklagte unwiſſentlich 
gefehlt, ſo wird ihm gewöhnlich nur der Verkauf der nachgemachten Producte 
oder die weitere Benutzung des patentirten Erzeugungsmittels und Verfahrens 
unterſagt Je allgemeiner aber die Oeffentlichkeit „d. h. die Kundmachung der 
Patentnahme und des Patentgeheimniſſes in moglichſt kurzer Friſt nach der Pa⸗ 
tentirung eingeführt wird, deſto ſeltener wird der Beklogte ſich mit ſeiner Un⸗ 
wiſſenheit entſchuldigen können. Die Veröffentlichung, welche wir oben (im 
3. Artikel) als Pflicht des Patentirten hingeſtellt, wird alſo auch zur größern 
Sicherung ſeines Rechts dienen. Bei wiſſentlicher Verletzung des Patentrechts 
wird gewöhnlich zu Gunſten des Patentirten die Wegnahme der nachgebildeten 
Erzeugniſſe oder des patentirten Apparates verfügt. Manche Geſetze ermächtigen 
den Patentirten auch zur Forderung weitern Schadenerſatzes, namentlich des Er⸗ 
löſes, welchen der Beklagte bereits aus dem Verkauf der nachgebildeten Gegen⸗ 
ſtände gezogen haben mag. 

Gleichwie es dem Patentirten zuſtehet, jeden Eingriff in feine Befugniſſe 
gerichtlich zu verfolgen, fo kann Jedermann und auch die patentertheilende Re⸗ 
gierung, die Nichtig⸗ oder Verfallserklärung des Patent beantragen und, wenn 


der Antrag begründet, erwirken. Nichtig iſt das Patent, wenn erwieſen wird, 
daß die Erfindung ſchon früher patentirt, wiewohl nicht ausgeübt; wenn ſie 
gewerblich ausgeübt, gleichviel ob vom Erfinder, ob von Andern; weun ſie 
durch die Preſſe ſo genau bekannt, daß jeder Fachmann ſie ausüben konnte; 
wenn fie dem wirklichen Erfinder entwendet und die Patentirung betrügeriſch erlangt; 
wenn die Beſchreibung wiſſentlich gefälſcht worden. Das Patent verfällt, wenn 
die Ausbeutung zu lange aufgeſchoben oder unterbrochen; wenn die Taxe nicht 
zur Zeit gezahlt; mancher Orten auch, wenn die Erfindung hinterher im Ans⸗ 
lande patentirt oder die patentirten Objecte vom Auslande eingeführt worden. 
Die meiſten dieſer Punkte haben wir in den vorhergehenden Artikeln erörtert. 
Die Nichtigkeit oder der Verfall des Patents wird bald von den Verwaltungs⸗ 
bald von den Gerichtsbehörden ausgeſprochen. Daß letzteres Syſtem, welches 
in den neuern Geſetzen vorzuwiegen beginnt, dem Publikum und den Erfindern 
größere Sicherheit bietet und daher bei weitem vorzuziehen iſt, verſtehet ſich von 
ſelbſt. Zwiſchen der Nichtig⸗ und Verfallserklärung beſteht der Unterſchied, daß 
in Folge der erſtern das Patent als nie dageweſen, in Folge der letztern nur als 
vom Momente des Urtheisſpruches an erloſchen gilt; der Patentirte kann alſo 
dort wegen früherer unberechtigter Ausbeutung ſeiner Erfindung Niemanden 
belangen, da ſein Patent nie rechtskräftig war, während hier bis zum Momente 
des Urtheilsſpruches ſein Recht vollkräftig bleibt. Auch kann er im Falle der 
Nichtigerklärung wegen Betrug ꝛc. beſtraft werden, während die Verfallserklä⸗ 
rung keine weitern Prozeduren nach ſich zieht. 

Sobald das Patent durch die Nichtig⸗ oder Verfallserklärung getilgt, oder 
nachdem 8 durch freiwillige Verzichtleiftung des Inhabers oder durch Ablauf 
der gewährten Dauer beſeitigt worden, fällt das Patentobject in den Bereich 
der Oeffentlichkeit. Für die zeitweilige Beſchränkung, welche die Geſellſchaft 
ſich auflegte, für den Tribut, welchen ſie einige Jahre hindurch an den Paten⸗ 
tirten zahlte, gelangt ſie jetzt in den ewigen unbeſchränkteu Beſitz der patentirt 
geweſenen Erfindung. Iſt dieſelbe inzwiſchen vom Erfinder verbeſſert und dieſe 
Verbeſſerung ihm nur als Zufaß patentirt worden, fo fällt ſie gleichzeitig mit 
der Erfindung in den Bereich der Oeffentlichkeit. Iſt ſie ihm oder einem Drit⸗ 
ten ſebſtändig patentirt worden, ſo hat die Verbeſſerung ihre eigene Exiſtenz 
und kann auch nach Aufhören des erſten Patents nur vom Inhaber des zweiten 
Patents geübt werden. In dieſem Falle der ſelbſtändigen Patentirung kann ſie 
auch die Verfall⸗ oder Nichtigerklärung der urſprünglichen Erfindung über⸗ 
dauern, während ſie bei der bloßen Zuſatzpatentirung mit jener ſteht und fällt. 

1. *. 
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Wir glauben, in den erſten fünf Artikeln und in den vorſtehenden Ergän⸗ 
zungen ſo ziemlſch die integrirenden Elemente des Patentweſens in Betracht ge⸗ 
zogen zu haben. Auf erſchöpfende Behandlung ih res Gegenſtandes und demge⸗ 
mäß auf Vollſtändigkeit kann eine journaliſtiſche Arbeit nicht Anſpruch machen. 
Sie fol nur anregen, aufklären, Fingerzeige geben. Mancher Punkt mußte daher 
unberührt bleiben, mancher andere mehr angedeutet als ausgeführt werden; doch 
dürfte wohl kein weſentliches Element der Patenttheorie, keine characteriſtiſche 
Beſtimmung der Patentgeſetzgebung ganz übergangen worden ſein. 

Wir ſahen, daß ſelbſt über Weſen und Zweck des Patents ſich noch keine 
feſte Anſicht herausgebildet hat, indem die Einen es als eine zu erkaufende Gunft 
die nicht theuer genug bezahlt, deren Erwerbung nicht genug erſchwert, die An⸗ 
dern als verdienten Lohn betrachten, deſſen Erlangung nicht genug erleichtert 
werden konne. Wir ſahen hieraus eine Maſſe der verſchiedenartigſten Geſetzbe⸗ 
ſtimmungen hervorgehen, namentlich betreffs der folgenden ſieben Punkte, welche 
wir als die Kardinalpunkte des Patentweſens bezeichnen möchten: 1) 8 
tirbarkeit; 2) die Patentfähigkeit; 3) die vorgängige Prüfung; 4) die Oeffent⸗ 
lichkeit; 5) die Patentdauerz 6) die Patenttare; 7) die Nichtig⸗ oder Verfalls⸗ 
erklärung. Die Patentirbarkeit wird bald nur dem Erfinder zuerkannt, 
wonach das Alleinrecht als Lohn ſeines Verdienſtes gelten, bald wieder der Er⸗ 
find ung an ſich, wonach das Patent nur ein Mittel zur Bereicherung der 
heimiſchen Induſtrie fein fol. Die Patentfähigkeit wird da als ein bür⸗ 
gerliches Recht betrachtet, das nur dem Einheimiſchen, dort als ein natürlches 
Recht, das auch dem Fremden zuſtehet. Die Prüfung wird bald als uner⸗ 
läßlich betrachtet, und von der Behörde vorgenommen, bald als unzuläſſi und 
unzulänglich von dieſer entſchieden abgelehnt und dem Publicum übertaffen In 
der Veröffentlichung ſieht man hier die natürliche Gegenleiſtung = die 
Patentertheilung und fordert daher, daß ſie dieſer unmittelbar auf dem Fuße 
folge, während ſie an andern Orten erſt nach Erlöſchen des Patents oder gar 
nie obligatoriſch wird. Die Patentdauer iſt da eine geſetzfixirte ee 
derliche, dort eine wandelbare Größe, deren Ausdehnung wieder mit größerer oder 
geringerer Freiheit bald von der patentgebenden Behörde, bald vom patentneh⸗ 
menden Erfinder beſtimmt wird. Die Taxe gilt bald als Kaufſchilling er 
Caution, bald als Entſchädigung an die Geſellſchaft oder als bloße Wert 
ſteuer, und wird ihre Entrichtung da möglichſt erleichtert, dort möglichſt . 
ſchwert. Die Nichtig⸗ oder Verfallserklärung endlich iſt bald 15 
die Strafe eines Vergehens, bald auch die Folge eines bloßen Verſehens 1705 
800 1 zeigten uns aber, daß faſt kein einziges Patentgeſetz, für ar 
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chtet, ſyſtematiſch Eine Auffaſſungsweiſe durchführt und ſich conſequent bleibt, 
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daß z. B. — um nur Eines zurückzurufen — mehre Geſetze, welche, nach Höhe 
und Entrichtungsweſſe der Taxe zu ſchließen, dieſelbe durchaus nicht als inte⸗ 
grirendes Element des Patentweſens, ſondern nur als reinäußerliches Moment 
betrachten, doch deren ſäumige und Nichtentrichtungſ als Verfallsgrund des Pa⸗ 
tentrechts hinſtellen. 

Es läßt ſich demnach ſchwer verkennen, daß trotz der Fortſchritte, welche die 
Patenttheorie in letzter Zeit gemacht, und der anerkennenswerthen Verbeſſerungen, 
welche die Patentgeſetzgebung erfahren, doch beide noch vieles zu wünſchen laſſen, 
daß erſtere noch manche ſchwierige Punkte aufzuhellen, letztere noch manche 
Verfügungen umzugeſtalten hat. Wir maßen uns nicht im Entfernteſten an / 
jene Aufhellung geben, dieſe Aenderungen beftimmen zu wollen. Wir konnten 
nur bei Betrachtung der gegenwärtigen Patenttheorie und Praxis die Licht⸗ und 
Schattenſeiten einiger Punkte hervorheben, und einige Aenderungen zum Beſſern 
andeuten. Wollen wir das Ergebniß unſerer Betrachtungen betreffs der Patenttheorie, 
wie betreffs der obenerwähnten ſieben Hauptpunkte der Patentgeſetzgebung kurz 
zuſammenfaſſen, ſo kann dies in wenigen Zeilen geſchehen. Mittels des Patents 
fo. dem Erfinder, aus Gründen der Billigkeit und des Gemeinintereſſes, ſein 
verdienter Lohn geſichert werden. Die Patentfähigkeit iſt daher ohne 
Uuterſchied der Nationalität Jedem, der ein ſolches Verdienſt hat, aber auch nur 
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45. Bleicher, Klanderer 1. wre 979 1051 
46. Stein ſetzer ꝛce· y K ̃Kßx P 775 1230 
peer. e e eee eee 1060 839 
e e 1166 70⁴ 
ei e .at N 82⁵ 743 
e Er 871 582 
51. Müplenbawer cc eee 717 677 


dieſem, zuzugeſtehen, weshalb die Patentirbarkeit am Erfinder (oder FAN, 
Vertretern) und nicht an der Erfindung haften fol. Die Erfindung beiden 

ſich am beſten in der Ausübung, weshalb die Prüfung nicht der Patent 02. 
theilung vorangehen, ſondern ihr folgen, d. h. nicht von der Behörde vorgene 53. 
men, ſondern dem Publicum überlaſſen werden ſoll. Um urtheislfählg zu g 54. 
muß es die Erfindung wirklich kennen, und die Veröffentlichung 55. 
Patentgeheimniſſes, für welche auch andere gewichtige Gründe ſprechen, M 55. 
daher möglichſt raſch auf die Patentnahme folgen. Der Patentnehmer . 
kann aber den praktiſchen Werth und die Lebensfähigkeit feiner Erfindung 
mit Beſtimmtheit voraus ſagen; innerhalb des Maximums muß ihm daher un 
ſchränkte Freiheit gelaſſen werden, die Dauer ſeines Alleinrechts nach Befinden f 
ſetzen, verkürzen oder verlängern zu können. Die Taxe iſt nur als Baal 62. 
zu betrachten, und ſoll daher die Höhe und Dauer dieſer Verpflichtung nicht 163 
Dienſtleiſtung überſteigen, für welche die Vergütung zu entrichten iſt. DET 64. 


diente Lohn, welchen das Patent ſichern ſoll, kann billigerweiſe nur ae 


sogen, d. h. die Nichtig⸗ und Werfallserklärung nur dann aus 

ſprochen werden, wenn entweder das Nichtvorhandenſein des geglaubten Verdi 67. 

ſtes erwieſen oder daſſelbe durch ein wirkliches Vergehen verſcherzt wird. \ 
Brüſſel, 15. October 1854. S. E. Hor 69. 


Ein Gewerbtreibender kom 10. 


18 5 2 auf nachſtehende Einwohner 15 
— — — 5 
Summe Meiſter Gehülfen Summe 1849 165700 
136457 90841 653583 144424 120 14 77 
105128 7232⁵ 38535 110-60 154 | 
84286 56308 22417 18725 194 
70939 44540 31236 75776 230 
64516 6019 12352 70833 252 
59530 37892 23885 61717 274 
49198 6326 N 51998 331 
36657 25069 16053 41570 412 
35996 21464 19683 41147 454 
27069 19970 10949 30919 588 
24767 18581 7890 26471 659 
21305 15362 6983 22345 767 
14260 9361 6021 15382 1145 
10053 4999 5592 10591 1625 
10015 5182 5032 10214 1632 
9578 6715 3334 10049 17105 
9451 7239 3264 10503 1728 
9063 6816 2881 9697 1802 
8464 6312 2804 9116 1927 
8142 4350 3904 8254 2006 
8068 47114 4421 9135 2024 
7546 4763 3488 8251 2164 
7519 4991 3662 8653 2172 
6789 5059 2109 7168 2403 
6524 3996 2760 6126 2503 
6419 4945 1721 6689 2544 
5926 3312 3347 6659 2756 
5793 3376 3029 6405 2819 
5254 2486 3489 4975 3108 
4948 1741 3846 5587 330 
4796 2721 3352 6073 3405 
4769 4508 707 5215 3424 
4474 5187 237 5424 3650 
95 25 2315 4460 3924 
1476 4427 3930 
3407 1286 3466 4752 
3105 1435 1806 3241 1100 
3058 1099 1909 30 4 
3018 1500 1834 3394 9400 
2991 1680 1372 3 55 285 
2414 1379 9 Er 5 
4115 1288 1009 2297 55 
1404 9 
20 d Male Dorn 06 9045 
1000 859 1375 2234 — 
1133 
enn 10 
1568 822 891 1713 92795 
8 964 789 1753 112105 
800 943 1743 11715 


707 


m — 


| 


1 Benennung der Gewerbe sb 8 2) 
— 2 
5 5 er 
2. Rammmalet ....easseee rer este Ra 50 
5 „ Machete und muf. Inſtru mente 560 678 
4. Bilder⸗ und Blumenmaler. «er reerennennnn 740 485 
55. Roth⸗, Gelb⸗ und Glockengieß err. 1 557 
| 56. Scharfrichter nn nt zu 387 
57. Gold⸗ und Süͤberſticke r 1 9 1 582 
58. Brunnenmacher r 275 456 
Fi Mathematifchere. Inſtrumentmacher is 487 
60, Bildhauer in... een A 423 
e engießer . e e . 406 331 
62. Watten macher a a Fer - 300 329 
63% Lackirer warst en . e e ee: R 395 
64. Wagen baue. 404 225 
N 5 Blatt-, Geſchirrmacher c. —·UL—n nn" eo 2 
| inden e er a Ei 208 
67. Hale von Producten aus Getreide, Mehl ic. 305 215 
68. Sonnen und Regenſchirm mache 3 u 22 
69. Steinſchneider an... ent" en ei 3 165 
10, De a 182 
71. Jündwaaren⸗ ꝛc. Verfertige n. 1 253 
72. Wachslichtbereiter ze ·᷑—᷑ n 147 70 
173, Eſſen⸗ und Bleigießer ic, .. ee nnnenten 79 119 
4. Spritzenmacher ae 15 93 
15. Segelmachee 60 119 113 
0. Coaksbrenner ꝛc . . d b er 5 36 
JI. Verfertiger von Gypsfiguren e. 8 5 87 
18. Decken⸗, Matten⸗ 2c. Verfertiger ce nenen et 97 42 
1719, Siegellack-, Oblaten ꝛc. Verfertiger +. Ba» 92 22 
80. Verfertiger von Steinpappe ꝛe·—m— 2 49 
ABI. Verfertiger feiner Spielwaaren nunneeent 55 26 
1 82. Vichkaſtrirer tr. nie n N 99 16 
83. Fleckenreiniger c N 15 13 
84. Kahnführer + rer ernee: ET 33 18 2 
85. Topfbinde dneneener er nmnnn nett 11 1 
86. Schauſpieler c ·———— ee er u 11 21 
87. Gold⸗ und Silberſchlägee r. 15 
88. Muſik⸗, Sprachlehrer 1c. . 29 — 
689, Viehhalte r eee 11 1 
90. Atrappen macher ur — — 4 2 = 


Summa 535232 


. 
f Vorſtehende Gewerbetabelle Preußens, die mechaniſchen Handwerker und Künſtler betreffend, iſt dem cben erſchienenen inhaltreichen öten Bande der amt⸗ 


Ein Gewerbtreibender kommt 


18 5 2 auf nachſtehende Einwohnerzahl 

Summe Meiſter Gehülfen Summe 1849 1852 
1356 864 613 1477 12044 11422 
1238 603 785 1388 13192 12126 
1225 809 478 1287 13332 13108 
1101 556 058 1214 14833 13896 
1098 128 404 1132 14864 14903 
999 DZ 483 995 10347 16955 
999 559 506 1065 16347 17840 
90⁴ 242 413 185 18965 21490 
867 558 514 1072 18836 15737 
825 486 323 809 19795 20853 
825 518 334 852 19795 19800 
706 349 465 814 23132 20725 
671 282 904 1'86 24338 14224 
629 471 213 684 25964 24663 
604 405 231 636 27038 26525 
567 385 249 631 28803 26735 
551 359 223 582 29639 28986 
477 337 150 487 34342 34640 
467 403 408 81 34499 20801 
441 170 216 386 37032 45704 
2 154 70 224 75259 75312 
198 24 44 68 82181 248085 
191 90 86 176 85299 95851 
187 85 113 198 87333 85201 
185 199 178 377 8827 ı 44747 
166 115 129 244 98381 69138 
133 173 41 214 122701 78831 
119 142 1 193 137237 87408 
111 (net, Nr. 90090 155 245 147128 88608 
108 13 34 107 151213 157381 
82 84 18 102 199161 165390 
12 13 8 21 226832 803322 
47 136 12 148 347472 110985 
47 50 4 54 347472 312403 
35 14 17 31 466605 544187 
32 25 28 53 510350 318298 
29 15 — 15 563144 1124652 
12 6 E 6 1360932 2811631 

4 (bei Nr. 80) — — 4082797 — 


942373 552766 446035 998801 17³⁴ 1658 


Jahl der Schauſpieler anbetrifft, die ungemein gering und wie uns ſcheint unter mechaniſche Handwerker und Künſtler kaum einzureihen iſt, mit vielem 


15. Tafel: Statiſtiſche Tafel aller Länder der Erde. 


D i nzuerkennen, daß der ſchon veralteten Zählung von 1849 zugleich die von 1852 beigefügt worden iſt. Mit Recht bemerkt das ſtatiſtiſche 
3 Sn A © die Waagen der Gewerbtreibenden über die Zunahme der Concurren; ſei, denn die Vermehrung der Meiſter iſt ſeit 1849 hinter der 
0 der Bevölkerung zurückgeblieben. während die Vermehrung der Gehülſen dieſe bedeutend überſtieg, was einerſeits das Anwachſen einzelner Handwerke zur Fa⸗ 
0 brikation, andrerſeits beurkundet, daß es an Arbeit nicht fehlt. 

6 

ö ˖ 13. Volkswirthſchaftliche Litteratur 

N 7 8 . 1 2 

f Bit khan ; 14. Tafel: die Banken aller Länder. 

„ buch für Volkswirthſchaft und Statiſtik von Otto Hübner, 3. Jahrgang. 

N nu von Heinrich Hübner, Leipzig. Preis 2 Thlr. 

| Obiges Werk, welches ſoeben die Preſſe verlaſſen hat, enthält: 


1. Die Beſchlüſſe des erſten ſtatiſtiſchen Congreſſes, wichtig als eine 
| Vorberg — 5 7 Erhebung und einheitlichen Behandlung der 
Statistik aller Länder. 5 . 

Se Zollverein. Bevölkerungeſtatiſtik. Verkehr im Jahre 
5 1852. Finanzen von 1834 —53. Ae und Preiſe. Eiſenzoll⸗ 
| Rübenßeuer⸗Frage. Meſſen. Zollveränderungem. N 
e 8 — e Ansheluns zu München und die deutſche Induſtrie, 
eine Darſtellung der wichtigſten Induſtrien Deutſchlands und Oeſterreichs, 
verglichen mit der des Auslandes, W der einzelnen Induſtriezweige. 
Handel in Tabrikaten und Rohmaterialen. 

} "ie ee Wir ee ein ſtatiſtiſches Gemälde. 

5. Statiſtiſche Notizen über Sparkaſſen (Deutſchlands, Englands, 

eichs, d weiz u. [. w.) — a 
da ee Seeschifffahrt und Rhederei im Jahre 1853. 

7. Er auf deutjchen he 1888. 1853. 

8. Deutſche Auswanderung im Jahr > . 

9. Deutſches Vnſcherungeweſen im Jahre 1853. a. Lebensverſicherung, 
b. Feuerverſicherung, e. Transport- und Seeverſicherung, d. Hagelverſiche⸗ 

rung, e. Viehverſicherung. 

10. Deutſche Banken im Jahre 1853. 

11. Die dentſchen Eiſenbahnen im Jahre 1853. 

12. Handels berträge, die beſtehenden in Oeſterreich, in Preußen, im 
Zollverein, die neuen aller Länder. 


Rechts fälle. 

Mannheim, Ende Novbr. Der folgende hier anhängig gemachte 
Rechtsfall iſt wichtig genug, um ben Wunſch zu rechtfertigen, ihn in Ihrem 
weitverbreitetem Blatte zur Kenntniß des größeren handel⸗ und gewerdtreiben⸗ 
den Publicums zu bringen. 

Ein Kölner Haus gab kürzlich ſeinem hieſigen Commiſſionär Auftrag 
60 Sack Hopfen zu kaufen. Die dieſe Beſtellung enthaltende telegraphiſche 
Depeſche kam in Mannheim im Zwiſchenraum von einigen Stunden doppelt an 
und der Commiſſionär kaufte ſtatt 60 Säcke 120 Säcke Hopfen, und 
machte davon Meldung nach Köln. Der Auftraggeber weigerte ſich mehr 
als 60 Sck. in Empfang zu nehmen und berief ſich darauf, daß er eben 
nur dies Quantum beſtellt habe. Der Commiſſionär zeigte ſeinerſeits zwei 
verſchiedene, auf telegraphiſchem Wege erhaltene Beſtellungen vor, und ver⸗ 
langte die Uebernahme der ganzen Parthie. Die Preiſe des Hopfens waren 
inzwiſchen bedeutend gewichen. Es entſteht jetzt die Frage: wer den aus 
der doppelt ausgefertigten Depeſche erwachſenden Schaden zu tragen hat? 

Nach der Dienſtordnung der Telegraphen⸗Beamten ſoll eine Depeſche 
welche wegen augenblicklicher Störung oder Unterbrechung der nächſten direcken 
Linie einen Umweg eingeſchlagen hat, nicht zurückgenommen werden, weil die 
directe Linie im nächften Augenblick wieder frei geworden, ſondern auf dem 
eingeſchlagenen Umwege weiter befördert werden. Gegen dieſe Vorſchrift 
ſcheint auf irgend einer Station, wahrſcheinlich in Leipzig, von Seiten des 
Expedienten gefehlt zu ſein. Er fand den directen Weg beſetzt und ſchlug 


den Umweg ein. Gleich darauf wurde die directe Linie wieder frei, dieſelbe 
ward benutzt, aber vergeſſen auf der anderen Linie zu reclamiren. 

Es ſollen ähnliche, theilweiſe noch ſchlimmere Fälle vorgekommen ſein, 
aus denen hervorgeht, daß die Benutzung der magneto-electrifchen Telegra⸗ 
phen von Erſcheinungen begleitet iſt, welche ſowohl für den Rechtsgelehrten, 
als für den Handel- und Gewerbeſtand von größter Wichtigkeit find, Mit 
wenig Ausnahmen ſind die in Deutſchland beſtehenden Telegraphen Staats⸗ 
anſtalt. In England hat der Staat ſich mit dieſer Einrichtung nicht befaßt. 
Dort wie hier iſt bei Eröffnung der Telegraphen ausdrücklich erklärt worden, 
daß für die Folgen von Verſtämmelungen von Depeſchen eine Verantwort⸗ 
lichkeit nicht übernommen werden könne. Iſt aber der Staat oder die 
Actiengeſellſchaft nicht dennoch verantwortlich, wenn aus Nachläſſigkeit oder 
gar Abſicht der Inhalt einer Depeſche gänzlich geändert wird? 

Wie die ganze Anſtalt, ſo ſcheint beſonders auch das bei Benutzung 
derſelben in Betracht kommende Recht noch der Entwickelung zu bedürfen. 

Die einzige Entſchädigung, welche der Staat gewährt, beſteht darin, 
daß dem Aufgeber einer verftummelt ankommenden Depeſche der Betrag 
ihrer Taxe zurückerſtattet wird. 0 
— 25 * 0 des erwähnten Proceſſes iſt man hier ſehr geſpannt. 
Das Vertrauen in das Inſtitut der neuen Telegraphie wird durch ſolche 
Erſcheinungen ſehr geſchwächt. Der Empfänger jeder Depeſche wird ſich 
gewöhnen müſſen, den Inhalt derſelben mit kritiſchem Auge zu leſen, und 
ſich die Moglichkeit einer Entſtellung vergegenwärtigen müſſen Die bekannte 
Geſchichte, in welcher ein Kaufmann aus Verſehen, durch eine Null zu viel, 
zum Millionär wurde, kann ſich bei Benutzung der Telegraphen leicht, aber 
auch in umgekehrter Weiſe wiederholen. 


Verſicherungsweſen. 


Der Brand zu Memel. 
Unter obiger Deviſe empfiehlt die Nr. 158 des Handelsblattes einen 
Vorſchlag, die e ung betreffend, der Erwägung von Sachverſtan 
digen. Eine Geſellſchaft ſolle ſich in jedem Orte ein Maximum ſtallen, bis 
zu welchem ſie die Entſchädigungspflicht für eigene Rechnung übernehme; 
überſteige ein Brandſchaden das geſtellte Maximum, 3. B. eine Million Thlr., 
ſo ſolle für das plus die er einſpringen, die dagegen 
inen kleinen Antheil der jährlichen Prämie erhielte. 28 
enen dir men bie Weges Einrichtung für unausführbar, 
gefährlich und zwecklos. Un ausführbar, weil jeder bre 
der Gefahr mangelt, wonach die der Rückverſicherungsgeſellſchaft 25 
Prämienquote geſchätzt werden könnte. Wir wollen, um nicht Dr rände 
in außerdeutſchen Plätzen zu verweiſen, bei welchen einzelne Geſe . 
noch ſchwerer betroffen wurden, nur daran erinnern, daß der Schadensanthei 
des Biberſchen Inflituts an dem Hamburger Brande nicht weniger als 
6 Millionen Thaler betrug, wovon daſſelbe nur 1, Millionen Ua 
konnte. Gefährlich wäre die vorgeſchlagene Einrichtung, weil die An⸗ 
ſtalten dadurch verleitet werden könnten, auf fremde Gefahr in den Tag 
hineinzuwirchſchaften, während jetzt ihr eigenes Intereſſe ihnen gebietet, 155 
jenige Vorſicht bei der Verſicherung anzuwenden, die einen e über f 
eigenen Kräfte hinaus faſt unmöglich macht. Und zwecklos endlich, wei 
bei ſoliden Geſellſchaften die ſelbſterworbenen Reſervefonds zum Theil ſchon 
die Stelle eines Rückverſicherungsfonds vertreten. Die Aufgabe, welche der 
gedachte Vorſchlag im Auge hat, iſt übrigens durch Verträge, wie einige 
Geſellſchaften unter ſich haben, bereits weit beſſer gelöſet. Die Erfahrung 
nämlich, daß ein günſtiges Reſultat nur erzielt werden kann, wenn eine Ge⸗ 
ſellſchaft in einer möglichſt weiten Ausdehnung möglichſt viele, aber möglichſt 
kleine Niſikos verſichert, hat zu einer Vereinbarung mehrerer Geſellſchaften 
von ziemlich gleichem Vermögen und Geſchäftsumfang geführt, dergeſtalt, 
daß eine jede der contrahirenden Geſellſchaſten der anderen n 
giebt, und zwar für einen Theil aller von letzterer in gewiſſen Platzen ge⸗ 
zeichneten Policen. In demſelben Maße, wie dadurch die Gefahr ha 110 
einzelne Geſellſchaft ſich vermindert, vergrößert ſich das n h 
infofern das Vermögen mehrerer Geſellſchaften zugleich für jede einzelne 
Police haftet. Daß Gegenſeitigkeitsanſtalten, wie z. B. die Gothaer Bank, 
ſolche Verbindungen nicht eingehen, überhaupt keine Rückverſicherung nehmen 
können, liegt in der Natur ihrer inneren Einrichtungen, wie denn überhaupt 
der Vortheil dieſer Art Rückverſicherung nur denjenigen Actienanſtalten zu 
Gute kommt, die ſich bereits allgemeines Vertrauen erworben haben, und 
welche nicht in einem und demſelben Lande neben einander concurriren. 
Der Memeler Brand hat übrigens mancher Geſellſchaft reichen Stoff 
zu ernſtem Nachdenken geliefert. Die Stadt war regelmäßig und maffıv 
gebaut, dennoch wurden über 400 große und kleine Gebäude nebſt Inhalt 
vom Feuer zerſtört im Geſammtwerth von nahe an 6 Millionen Thaler. 
Die auffallende Erſcheinung, daß die beiden größten deutſchen Actien⸗ 
Geſellſchaften, die Aachen⸗Münchener und die Colonia, bei dieſer Kataſtrophe 
nicht nur den kleinſten, ſondern einen für ihre Verhältniſſe kaum nennenswerthen 
Verluſt gehabt haben, dieſe Erſcheinung werden die am ſchwerſten betroffenen 
Geſellſchaften am beſten ſelbſt enträthſeln können und ſich für die Folge zu 
Nutze machen. Nach den zuverlaſſigſten Ermittelungen ſind die einzelnen 
Geſellſchaften wie folgt bei dem Memeler Brandſchaden betheiligt: 


708 


die Gothaer Bank mit 1,000,000 % 

„ Schleſiſche Geſellſchaft . „ 700,000 „ 
„Elberfelder 1 +... 7 400,000 „ 
„Leipziger Bank .. 340,000 „ 

„ Leipziger Anſt alte „ 300,000 „ 

„ Magdeburger Geſellſchaft.. „ 280,000 „ 

Da Boruſſia n A on 160,000 „ a 
„Stettiner Gefilfhaft.. +... - „ 120,000 „ 

„ Colonia 9 N 60,000 „ 
„Aachen Münchener. . „ 50,000 „ 


— Der Newcastle Guardian ſchreibt: „Wir vernehmen mit Ber 
dauern, daß noch immer Ungewißheit über das Verfahren der Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften in Betreff 
Exploſion herrſcht. In den meiſten Policen iſt ein Vorbehalt, welcher die 
Geſellſchaften von der Verbindlichkeit für Schaden durch Exploſionen befreit 
und jene auf die Schäden durch Feuer beſchränkt. Es iſt daher zwar keine 
Frage bezüglich der verbrannten Werthe, aber ſehr bedeutende Verluſte ſind 
in Folge der Exploſion durch das Fallen von Dächern, das Berſten von 
Gebäuden u. ſ. w. veranlaßt. Es ſcheint in dieſer Hinſicht ein Vergleich 
ziemlich allgemein als der weiſeſte Ausweg. Mehrere Geſellſchaften ſcheinen 
jedoch hiezu nicht geneigt.“ 

Memel. Bezüglich des Brandes in dieſer Stadt melden die amt— 
lichen Berichte, daß 3 Kirchen, 5 Schulen, 9 andere öffentliche Gebäude, 
256 Wohnhäuser, 83 Speicher, 133 Ställe, 49 Remiſen, 2 Mühlen, im 
Ganzen mit einem Taxwerthe von 848,000 af zerſtört find. Mehrere Mil⸗ 
lionen beträgt dagegen der Werth des Inh 
welcher zum Theil nicht verſichert iſt, we 
welche die zugelaſſenen Verſicherungsgeſellſchaften übernehmen durften. Einige 
Geſellſchaften ſollen von der dringenden Noth mancher Verſicherten dadurch 
Nutzen ziehen, daß ſie denſelben Abfindungsſummen anbieten, andere aber 
wie z. B. die ſchleſiſche Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaft haben bereits Ent⸗ 
ſchadigung geleiſtet. 


a Nachricht für See 


fahrer. 


Das Königlich Däniſche Marine⸗Miniſterium hat, wie der Handelskammer 


vom hieſigen Dänifchen Confulate mitgetheilt worden, unterm 14. October 
J., mit Bezugnahme auf deſſen Bekanntmachung vom 4. September, 
welche von der Handelskammer unterm 13. deſſelben Monats hierorts zur 
A de Kunde gebracht iſt, ferner bekannt gemacht, daß das neue Feuer⸗ 
iff bei 
' Kobbergrunden 
bei Lnesoe am Mittwoch, den 1. Novbr. d. J., ½ Stunde nach Son⸗ 
nenuntergang zum erſten Male ſein Feuer zeigen wird, wenn nicht unvorher⸗ 
geſehene Hinderniſſe fich in den Weg ſtellen. 
Bremen, den 27. October 1854. a 5 
Die Handelskammer. 


Bekanntmachung. 
Da, in Folge einer Anzeige in den Öffentlichen Blättern vom 26. 
dieſes Monats 
die Fahrten der Bremer Poſt⸗Dampfſchiffe Hansa und 
Germania von Bremerhaven nach Newyork für 
dieſes Jahr eingeſtellt ſind, 
ſo wird die directe Beförderung der americaniſchen Correſpondenz 
durch das unterzeichnete Stadt⸗Poſt⸗Amt — bis auf weiteres — nur 
durch die americaniſchen Poſt⸗Dampfſchiffe Washington und 
Hermann erfolgen. 
Bremen, den 30. October 1854. 
Stadt⸗Poſt- Amt. 


Oberkellner, 
wie auch Zimmerkellner oder Portiers in größern Hötels, 


namentlich ſolchen, in denen häufig Handlungsreiſende, Oecono⸗ 
men ꝛc. einzukehren pflegen, welche ſich nebenbei mit einem ſehr 


verkäuflichen und ſehr gut rentirenden Artikel beſchäftigen 
wollen, belieben ſich in frankirten Briefen an die Adreſſe Z. G. B. 


Nr. 21 poste restante Leipzig zu wenden, worauf nähere Mit⸗ 
theilung erfolgen wird. 


Geſchäftsleuten, 
welche ein ſeit langen Jahren erprobtes und ſchon vielfach ver⸗ 
breitetes Augenwaſſer mit vertreiben können, kann ein ſolches 
unter ſehr vortheilhaften Bedingungen offerirt werden. Frankirte 
Briefe werden erbeten unter Adreſſe Z. G. B. Nr. 21 poste 
restante Leipzig. 


Druck von C. Schünemann. 


bi 
hi 


mehrerer Schäden durch das Feuer und durch die 


alts der abgebrannten Gebäude, 
il die Maxima erſchöpft waren, 


. —— nn. u 


